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Das BKartA hat in der 
Sektoruntersuchung 
Milch bereits 2012 ein 
starkes Marktgefälle zu 
Ungunsten der Erzeuger 
gegenüber den Molke-
reien festgestellt. Wel-
che Möglichkeiten sieht 
Ihre Partei, die Markt-
stellung der Landwirt-
schaft gegenüber dem 
Sekundärsektor deutlich 
und nachhaltig zu ver-
bessern? 

„Wir wollen eine faire 
Lieferkette mit Markt-
verantwortung von Ver-
arbeitungsebene und 
Handel fördern.“ „Wir 
wollen, dass Kooperati-
onsmodelle und Genos-
senschaften mehr Ge-
staltungmöglichkeiten 
erhalten, damit landwirt-
schaftliche Familienbe-
triebe erhalten bleiben.“ 

„Die Stärkung der Land-
wirtschaft gegenüber 
den Abnehmern ist der 
SPD ein großes Anliegen. 
Dafür brauchen wir an-
dere Strukturen, die die 
Abhängigkeiten auflö-
sen. Est vor wenigen Wo-
chen konnten wir das 
Gesetz zur Stärkung der 
Organisationen und Lie-
ferketten im Agrarbe-
reich für mehr Fairness 
in der Agrar- und Le-
bensmittellieferkette 
durchsetzen.“ 

„Wir GRÜNE setzen uns 
dafür ein, dass Artikel 
148 GMO im Agrar-
marktstrukturgesetz im 
Rahmen der Verord-
nungsermächtigung § 6a 
AgrarMSG umgesetzt 
und damit der Abschluss 
von umfassenden schrift-
lichen Verträgen ver-
pflichtend eingeführt 
wird.“ 

„Wir Freie Demokraten 
wollen die Position der 
Erzeuger durch die Ab-
kehr von einer Agrarpoli-
tik, die von zusätzlicher 
Regulierung und büro-
kratischen Belastungen 
geprägt ist, grundsätzlich 
stärken.“ „Wir wollen zu-
dem die kartellrechtliche 
Missbrauchsaufsicht und 
Fusionskontrolle stärken, 
um ein Level-playing-
field für alle Marktteil-
nehmer zu schaffen.“ 

„Für eine Verhandlung auf 
Augenhöhe zwischen Land-
wirt:innen und Verarbei-
tungs- und Vermarktungsun-
ternehmen fordert DIE LINKE 
das Verbot aller unlauteren 
Handelspraktiken über eine 
Generalklausel, inklusive des 
Einkaufs unterhalb der Pro-
duktionskosten.“ 

Mehr als 2/3 der dt. 
Milch wird von Genos-
senschaften verarbeitet. 
Vor allem dort ist vom 
BKartA ein sehr schwa-
ches Interesse an höhe-
ren Erlösen für Milch-
produkte bestätigt wor-
den. Wird Ihre Partei 
eine Reform des Genos-
senschaftsrechts ange-
hen, um die Markt-
macht in diesem Bereich 
auszutarieren? 

„Landwirte sitzen 
mit am Tisch und haben 
Einfluss auf unternehme-
rische Entscheidungen 
der Molkereien. Sie müs-
sen ihre Verantwortung 
wahrnehmen.“ „Langfris-
tig höhere Erlöse für 
Milchprodukte setzen 
eine entsprechende 
Wertschöpfung voraus.“ 

„Ja, wir werden prüfen, 
wie wir das Genossen-
schaftsrecht besser aus-
gestalten können. Ge-
rade in der Landwirt-
schaft stehen viele klei-
nere Landwirtschaftsbe-
triebe größeren verar-
beitenden Genossen-
schaften gegenüber. Da-
rum wollen wir die recht-
lichen Rahmenbedingun-
gen für Genossenschaf-
ten verbessern.“ 

„Einige Großgenossen-
schaften stellen jedoch 
nicht mehr den Förder-
zweck ihrer Mitglieder, 
sondern die reine Ge-
winnmaximierung in den 
Mittelpunkt ihres Wirt-
schaftens. Bei den Mol-
kereigenossenschaften 
sind die Milchbäuer*in-
nen die Verlierer des Sys-
tems. Insbesondere das 
Prinzip der Andienungs-
pflicht und der Abnah-
megarantie benachteiligt 
die Milchbäuer*innen 
und führt zu extremen 
Abhängigkeiten.“ 

„Wir Freie Demokraten 
sehen eine ordnungspoli-
tische Verantwortung des 
Gesetzgebers dafür, den 
marktwirtschaftlichen und 
mengenregulierenden 
Preismechanismus in der 
gesamten Wertschöp-
fungskette funktionsfähi-
ger zu machen.“ „Unserer 
Ansicht nach gehören ei-
nige Regelungen im deut-
schen Genossenschafts-
recht daher dahingehend 
auf den Prüfstand, ob sie 
marktwirtschaftlichen Lie-
ferbeziehungen zwischen 
Erzeugern und Molkereien 
im Wege stehen.“ 

„Gerade für DIE LINKE ist eine 
Förderung des genossen-
schaftlichen Gedankens im 
Sinne von kooperativen, de-
mokratischen Mitbestim-
mungsprozessen sehr wich-
tig. Die Aufweichung der Ide-
ale dieser demokratischen 
Rechts- und Unternehmens-
form hat DIE LINKE immer kri-
tisiert.“ „Über das Genossen-
schaftsrecht muss wieder ge-
sichert werden, dass wo Ge-
nossenschaft draufsteht auch 
Genossenschaft drinsteckt.“ 
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Die Unterdeckung der 
Milcherzeugungskosten 
beläuft sich seit vielen 
Jahren in Größenord-
nung von rund 30%. 
Welche Überlegungen 
verfolgt Ihre Partei, um 
die Situation der 
Milcherzeuger nachhal-
tig zu verbessern? 

„Als erstes müssen die 
Milchviehbetriebe sich 
wettbewerbs- und zu-
kunftsfähig aufstellen.“ 
„Zweitens müssen die 
Kosten für hohe Stan-
dards und besondere 
Leistungen zusätzlich ho-
noriert werden.“ 

„Entscheidend bei der 
Gestaltung einer zu-
kunftsfähigen Milchpro-
duktion werden zudem 
regionale Wertschöp-
fungsketten sein, die ide-
alerweise durch eine ge-
zielte öffentliche Be-
schaffung für die Ge-
meinschaftsverpflegung 
ermöglicht werden.“ 

„Wir wollen, dass die 
künftige Bundesregie-
rung überprüft, inwie-
weit der Verkauf von Le-
bensmitteln unter den 
Produktionskosten als 
unlautere Handelspraktik 
im Agrarmarktstruktur-
gesetz verankert werden 
kann.“ „Daher setzen wir 
GRÜNE uns darüber hin-
aus für ein Verbot der 
nachträglichen Preisfest-
legung des Milchauszah-
lungspreises ein.“ 

„Wir Freie Demokraten 
sehen die vielschichtigen 
Probleme der zuneh-
menden Kostenunterde-
ckung in der Milcherzeu-
gung in Deutschland. 
Eine wesentliche Ursa-
che liegt unserer Ansicht 
nach in der durch stetig 
wachsende Auflagen und 
Regulierung induzierten 
Kostensteigerung für die 
Landwirte - von steigen-
den Energiepreisen bis 
steigenden Lohn- und 
Futterkosten.“ 

„DIE LINKE setzt sich für ein 
Verbot des Einkaufs von Le-
bensmitteln unterhalb der Er-
zeugungskosten ein und setzt 
beispielsweise auf ein solida-
risches, nachfrageorientiertes 
Milchmengenmanagement.“ 
„DIE LINKE kämpft für eine 
strategische Abkehr von der 
Exportorientierung auf sozial 
und ökologisch blinde globale 
Märkte mit Preis- und Stan-
dardunterbietungswettbe-
werb, die nur die Profite von 
internationalen Konzernen si-
chern.“ 

Wird sich Ihre Partei für 
die Definition der Milch-
viehhalter/Landwirt-
schaft als eigene Bran-
che innerhalb der Wert-
schöpfungskette – wie 
von uns in der BDM-Sek-
torstrategie 2030 vorge-
schlagen - für alle land-
wirtschaftlichen Produk-
tionsbereiche einset-
zen? 

„Das Anliegen des BDM 
wollen wir gerne weiter 
prüfen. Allerdings gilt es 
zu bedenken, dass eine 
erfolgreiche Entwicklung 
des Milchsektors, die 
auch den Erzeugern zu-
gutekommt, letztlich nur 
möglich ist, wenn Molke-
reien und Milchviehhal-
ter zusammenarbeiten.“ 

„Die Verhandlungsposi-
tion der Milcherzeu-
ger*innen gegenüber 
Molkereien und Lebens-
mittelunternehmen 
muss gestärkt werden.“ 
„Die Gründung von Bran-
chenverbänden bzw. ei-
ner Branchenorganisa-
tion im Bereich der 
Milchwirtschaft kann ein 
sinnvoller Weg sein.“ 
 
 
 
 
 
 

„Ja, wir GRÜNE setzen 
und auf europäischer 
Ebene für die Anerken-
nung der Milchbäuer*in-
nen als eigenständige 
Branche ein, und möch-
ten somit auf EU-Ebene 
ein eigenverantwortlich 
organisiertes Milch-
marktmanagement mög-
lich machen.“ 

„Wir Freie Demokraten 
sind der Auffassung, dass 
Branchenorganisationen, 
die sich mit einer Ver-
besserung der Markt-
transparenz oder mit der 
Entwicklung marktkon-
former Lieferbeziehun-
gen befassen, für den 
Milchsektor durchaus 
von Nutzen sein kön-
nen.“ 

„DIE LINKE unterstützt die Be-
strebungen, für die Milch-
viehhaltung eine eigene Bran-
chenorganisation unabhängig 
der Molkereien zu erwirken, 
um sich dort gemeinschaftlich 
gegen erpresserische Struktu-
ren von Molkereikonzernen 
und ihre Marktübermacht zu 
wehren.“ 
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Das EU-Parlament hat 
sich für die Erweiterung 
des Sicherheitsnetzes 
für EU-Agrarmärkte um 
mengenbegrenzende In-
strumente im Marktkri-
senfall ausgesprochen 
und in den Trilogver-
handlungen damit 
durchgesetzt. Unter-
stützt Ihre Partei diese 
Entwicklung zur Markt-
krisenprävention 

„Langfristig muss sich 
das Milchangebot ent-
lang der Nachfrage ori-
entieren.“ „CDU und CSU 
begrüßen daher die Be-
mühungen, dass Sicher-
heitsnetz auf europäi-
scher Ebene im Hinblick 
auf kurzfristige Markt-
verwerfungen weiter zu 
stärken. Entscheidend 
für den Erfolg von men-
genbegrenzenden Instru-
menten ist dabei jedoch 
die Ausgestaltung und 
Anwendung im Einzelfall. 
CDU und CSU streben an, 
dass die Marktsignale 
möglichst früh und trans-
parent bei allen Milcher-
zeugern ankommen, da-
mit diese als Marktak-
teure im Marktkrisenfall 
schnell reagieren kön-
nen.“ 

„Eine Mengenbegren-
zung in schwierigen 
Marktlagen führt zu ei-
nem extremen Bürokra-
tieaufwand und kann das 
Problem nicht lösen:70 
Prozent der Milchbauern 
sind Teil von Genossen-
schaften. Diese Liefe-
rant*innen hätten es 
grundsätzlich in der 
Hand, entsprechende 
Änderungen in der Sat-
zung/ Lieferordnung her-
beizuführen oder ggf. 
aus der Genossenschaft 
auszuscheiden. Ein 
Milchmarkt-Krisenma-
nagement auf EU-Ebene 
wurde bereits in mehre-
ren Studien als nicht ziel-
führend beurteilt. Der 
Bund hilft Milcherzeu-
ger*innen bereits heute, 
indem Interventions- 
und Krisenmaßnahmen 
der EU national Umset-
zung finden. Diese wer-
den durch nationale 
Maßnahmen ergänzt. In 
Krisen stand man den 
Betrieben finanziell und 
marktentlastend zu 
Seite.“ 

„Ja, wir GRÜNE unter-
stützen mengenbegren-
zende Instrumente auf 
europäischer Ebene als 
ultima ratio im Marktkri-
senfall. Denn ein zielfüh-
rendes Milchmarkt-Kri-
senmanagement muss 
eine schnelle Reaktion 
der Milcherzeuger*innen 
auf Marktveränderungen 
ermöglichen, indem es 
Milchüberschüsse früh-
zeitig und konsequent 
vermeidet. Hierfür 
braucht es ein transpa-
rentes europaweites 
Frühwarnsystem.“ 

„Wir Freie Demokraten 
lehnen staatliche und 
zentralverwaltungswirt-
schaftliche Mengenregu-
lierungen sowie mengen-
begrenzende Instru-
mente am Milchmarkt 
ab. Stattdessen stehen 
wir für eine liberale Ord-
nungspolitik, die im 
Milchsektor endlich 
grundlegende Hürden 
für eine marktwirtschaft-
liche Mengenregulierung 
durch den Preismecha-
nismus beseitigt.“ 

„DIE LINKE fordert schon 
lange ein nachfrageorientier-
tes Milchmengenmanage-
ment. Die Orientierung auf 
eine möglichst hohe Produk-
tion für einen krisenanfälligen 
Weltmarkt alleine zeigt die 
von uns oft kritisierte Schat-
tenseite volatiler Dumping-
preise.“ „Nachfrageorientie-
rung hilft nicht nur bei einer 
Stabilisierung fairer Erzeu-
gungs- und bezahlbarer Le-
bensmittelpreise, sondern 
verhindert Milchseen und 
Butterberge auf Kosten des 
Klimas.“ 
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Seit Jahrzehnten ist die 
Europäische Agrarpolitik 
geprägt von der Zielset-
zung, internationale 
Wettbewerbsfähigkeit 
zu erreichen und Agrar-
produkte zu exportie-
ren. Wie bewertet Ihre 
Partei diese Zielsetzung? 

„Durch die Politik von 
CDU und CSU ist es ge-
lungen, dass sich die EU-
Agrarpolitik mit der 
neuen GAP noch nach-
haltiger aufstellt. Bei 
Produkten mit mehr als 
100-prozentigen Selbst-
versorgungsgrad, wie 
zum Beispiel der Milch, 
trägt aber der Agrarex-
port nicht nur zur welt-
weiten Versorgung bei, 
sondern auch zur Siche-
rung unserer Betriebe. 
Der Agrarhandel 
schwächt die regionalen 
Strukturen nicht, son-
dern stärkt sie.“ „Voraus-
setzungen sind faire 
Handelsregeln, die die 
hohen Standards der EU-
Landwirtschaft respek-
tieren und schützen.“ 

„Wir brauchen einen Sys-
temwechsel in der Land-
wirtschaft und Ernäh-
rung, weg von der bishe-
rigen Exportorientierung 
und hin zu regionalen 
Nährstoff- und Wirt-
schaftskreisläufen.“ „Mit 
importierten Futtermit-
teln hiesige Tiere zu mäs-
ten, deren Ausscheidun-
gen hier zu behalten und 
das Fleisch als Billigpro-
dukt in den Export zu 
schicken, ist in der Ge-
sellschaft nicht vermit-
telbar und für Landwir-
tinnen und Landwirte 
auch wirtschaftlich auf 
Dauer nicht tragbar.“ 
„Öffentliche Gelder soll-
ten künftig für öffentli-
che Leistungen der Land-
wirtschaft im Umwelt- 
und Klimaschutz sowie 
zum Erhalt unserer Kul-
turlandschaft eingesetzt 
werden.“ 
 
 
 
 
 
 

„Wir wollen, dass die Ge-
meinsame Agrarpolitik 
der EU zu einem Instru-
ment für eine sozial-öko-
logische Agrarpolitik 
wird – und nicht wie bis-
her für die Industrialisie-
rung der Landwirtschaft. 
Wir GRÜNE wollen eine 
Reform, damit die Milli-
arden an öffentlichen 
Geldern künftig für öf-
fentliche Leistungen wie 
Klima-, Umwelt- und 
Tierschutz eingesetzt 
werden.“ „Wir wollen 
das System der Direkt-
zahlungen schrittweise 
durch eine Gemeinwohl-
prämie ablösen, die kon-
sequent gesellschaftliche 
Leistungen honoriert.“ 

„Wir Freie Demokraten 
wollen, dass Deutschland 
international zum Für-
sprecher des regelbasier-
ten und fairen Freihan-
dels wird, denn dieser 
schafft beidseitig Mög-
lichkeiten für Wachstum, 
Beschäftigung und wirt-
schaftliche Entwicklung. 
Voraussetzung, vor allem 
im internationalen Ag-
rarhandel, ist allerdings, 
dass gleiche Umwelt- 
und Qualitätsstandards 
für die Handelspartner 
gelten.“ „Die Bundesre-
gierung muss innerhalb 
Europas und der Welt 
protektionistischen Ten-
denzen entgegentreten 
und eine aktive Füh-
rungsrolle bei Handels-
verträgen, Investitions-
abkommen und fairen 
Investitionsbedingungen 
einnehmen.“ 

„Aus Sicht der LINKEN ist 
diese konzernfreundliche 
Strategie gescheitert, weil sie 
die regionalen Wirtschafts-
kreisläufe und damit die Ar-
beits- und Lebensbedingun-
gen in der Landwirtschaft und 
in den ländlichen Regionen 
benachteiligt, Agrarbetriebe 
aufgeben oder Menschen aus 
Dörfern abwandern müssen.“ 
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Die Zukunftskommission 
Landwirtschaft hat den 
Umbau der Landwirt-
schaft hin zu mehr Kli-
maschutz, Artenvielfalt 
und Tierwohl beschlos-
sen, der von der Gesell-
schaft mitgetragen und 
finanziert werden soll. 
Unterstützt Ihre Partei 
die Forderungen der ZKL 
und wo sehen Sie kon-
krete Umsetzungs-
punkte? 

„Deshalb begrüßen wir, 
dass der Zukunftskom-
mission Landwirtschaft 
(ZKL) ein breiter Interes-
senausgleich gelungen 
ist und sie klargestellt 
hat, dass wir eine nach-
haltige, wirtschaftlich er-
folgreiche und gesell-
schaftlich akzeptierte 
Landwirtschaft in 
Deutschland brauchen, 
deren zukunftsfähige 
Entwicklung eine ge-
samtgesellschaftliche 
Aufgabe ist. Wir 
werden die Ergebnisse 
zu Beginn der neuen Le-
gislaturperiode im Detail 
auswerten und die Emp-
fehlungen bei der Gestal-
tung der Agrarpolitik 
würdigen.“ 

„Die SPD unterstütz die-
ses Anliegen vollumfäng-
lich.“ „Die nationale Um-
setzung der GAP ist ein 
erster Schritt hierzu:25 % 
der Direktzahlungen, die 
aktuell noch pauschal 
nach der Größe der Flä-
che vergeben werden, 
sollen für neue Klima-, 
Naturschutz- und Um-
weltleistungen, s.g. Öko-
Regelungeninnerhalb der 
1. Säule, eingesetzt wer-
den. Dafür stehen jedes 
Jahr über 1 Mrd. Euro 
zur Verfügung.“ 

„Viele der Inhalte der Zu-
kunftskommission Land-
wirtschaft - etwa die 
Qualifizierung der EU-Ag-
rarzahlungen, der Um-
bau der Tierhaltung oder 
ein natur-, umwelt- und 
klimaverträglicher Pflan-
zenbau - sind für uns be-
reits seit Jahren Schwer-
punkte und werden von 
uns dementsprechend 
unterstützt,“  

„Wir Freie Demokraten 
wollen mit Innovationen 
und moderner Agrarpoli-
tik Antworten auf glo-
bale Herausforderungen 
unserer Zeit finden.“ 
„Wir sehen im Bericht 
der Zukunftskommission 
Landwirtschaft eine 
enorme Weichenstellung 
für die nächste Legisla-
turperiode. Hinsichtlich 
der Finanzierung sind wir 
der Auffassung, dass die 
GAP ein grundsätzliches 
Update benötigt.“ 

„Die Zukunftskommission hat 
viele der langjährigen Kritik-
punkte der LINKEN aufgegrif-
fen. Die geforderten Nachhal-
tigkeitskriterien der Zukunfts-
kommission weisen in die 
richtige Richtung und ermuti-
gen zu engagierteren Zielen. 
Allerdings werden auch wich-
tige Aspekte außer Acht ge-
lassen, wie z. B. dass die Pro-
fitierenden des falschen Sys-
tems für die Finanzierung der 
Umgestaltung und der laufen-
den Kosten in Verantwortung 
genommen werden müssen.“ 

Die Borchert-Kommis-
sion hat Ihren Ab-
schlussbericht zur Zu-
kunft der Tierhaltung 
vorgelegt. Hält Ihre Par-
tei die dort festgelegten 
Änderungen und deren 
finanzielle Ausstattung 
für ausreichend? 

„Wir werden unsere Land-
wirte beim Umbau der 
Tierhaltung auf Grundlage 
der Empfehlungen der 
Borchert-Kommission un-
terstützen, das Finanzie-
rungsmodell über staatli-
che Verträge absichern 
und den Landwirten Pla-
nungssicherheit gewähr-
leisten.“ 

„Die Empfehlungen des 
Kompetenznetzwerkes 
Nutztierhaltung sind eine 
Grundlage für weitere 
Diskussionen über die 
Zukunft der landwirt-
schaftlichen Tierhaltung 
und werden noch weiter-
entwickelt.“ 

„Wir GRÜNE unterstüt-
zen daher sinnvolle Vor-
schläge der Borchert-
Kommission, sehen aber 
in den Bereichen Tier-
schutz und Finanzierung 
noch ungeklärte Fragen 
und Ergänzungsbedarf.“ 

„Wir halten es für wichtig, 
dass die sogenannte Bor-
chert-Kommission zunächst 
den Finanzbedarf für einen 
Umbau der Tierhaltung zu 
mehr Tierwohl beziffert 
hat. Eine Finanzierung über 
eine zusätzliche Belastung 
der Verbraucher in Form 
von zusätzlichen Steuern 
oder Steuererhöhungen 
lehnen wir jedoch klar ab.“ 

„DIE LINKE begrüßt das Vorha-
ben eines langfristigen, gesell-
schaftlich akzeptierten Leit-
bilds für die Tierhaltung in 
Deutschland. Die Betriebe 
brauchen die Planungs- und 
Rechtssicherheit für eine lang-
fristige Entwicklung. Wir halten 
mehr Ambitionen im Bereich 
Tierschutz, Umweltschutz und 
soziale Absicherung und Ent-
lastung für notwendig,“ 


